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SACHVERHALT UND ANTRAGE 

Die Beschwerde richtet sich gegen eine Entscheidurig der Em-
gangsstelle des Europàischen Patentamts vom 29. Dezember 
1982, mit der gem. Regel 69 (2) EPU festgestellt wurde, daI3 
die Anmeldung !Tr. 82 104 751.1 wegen Nichtzahlung des Zu-
schiags zu den Benennungsgebithren als zurUckgenornmen gilt. 
Die Beschwerde wurde mit einer BeschwerdebegrUndung und unter 
Zahiung der BeschwerdegebUhr am 15. Januar 1983 eingelegt. 
Die BeschwerdefUhrerin beantragt, die noch innerhaib der 
Nachfrist gern13 Regel 85a EPU für zwei Staaten bezahiten Be-
nennungsgebtihren so anzurechnen, daB für den erstgeriannten 
dieser Staaten die BenennungsgebUhr mit Zuschlag als recht-
zeitig gezahit gilt. 

Der Beschwerde wurde nicht gem. Artikel 109 EPU abgeholfen, 
sondern sie wurde der Beschwerdekammer von der Eingangsstelle 

mit Schreiben von 14. Februar 1983 vorgelegt. 

Am 28. Januar 1983 ist in einer tatbestandsma3ig vergleichba-
ren Sache (J 23/82; derzeit noch nicht veröffentlicht) sine 
Entscheidung der Juristischen Beschwerdekammer ergangeri. In 
dieser Entscheidung (vgl. Leitsätze II. und III.) werden die 
Artikel 7(2) und 9(2) GebO so ausgelegt, daB ein noch inner-
halb der Nachfrist gem. Regel 85a für BenennungsgebUhren ge-
zahiter Geldbetrag unter BerUcksichtigung des Zuschlags einem 
Teil der benannten Staaten zugeechnet wird.und der Anmelder 
eine Wahi unter den Staaten treffen kann. Die Entscheidung 
wurde am 14. Februar 1983 zur Post gegeben; sie konnte daher 
der Eingangsstelle erst nach Abgabe der vorliegenden Be-
schwerde an die Beschwerdekammer bekannt werden. 

184/3/83 



2 

ENTSCHE I DUNG SGRUNDE 

Die Beschwerde eritspricht den Artikeln 106 bis 108 und der Re-

gel 64 EPU; sie ist daher zulässig. 

iach der genannten Entscheidung der Juristischen Beschwerdekam-

mer J 23/82 vom 28. Januar 1983 Uber die Anwendung der Artikel 

7(2) und 9(2) GebO ist die mit der Beschwerde angegriffene Ent-

scheidung unrichtig und daher aufzuheben. Da nach dieser Be-

schwerdeentscheidung nicht nur eine Entscheidung nach dem. bis-

herigen Antrag der BeschwerdefUhrerin zu treffen ist, sondern 

der BeschwerdefUhrerin darUber hinaus die Wahi zwischen den 

beiden ureprUnglich benannten Staaten offensteht, ist die Ange-

legertheit bereits in diesem Stadium des Verfahrens an die Em-

.gangsstelle zurUckzuverweisen. 

Eine RUckzahlung der BeschwerdegebUhr ist an die Voraussetzun-

gen der Regel 67 EPU gebunden. Dort wird auch das Vorliegen 

eines wesentlichen Verfahrensmangels gefordert. Wie in der er-

wähnten Entscheidung 3 23/82 unter. 1r. 9 ausgefuhrt worden ist, 

steilt die frUhere und nach Auffassung der Kammer unrichtige 

Auslegung der Artikel 7(2) und 9(2) GebO fUr sich allein keinen 

die RUckzahlung der BeschwerdegebUhr rechtfertigenden wesentli-

chen Verfahrerismangel dar. Diese Aussage gilt auch für den hier 

vorliegenden Fall. 

Da die mit der Beschwerde angegriffene Entscheidung von der 

Eingangsstelle bereits am 28.12.1982 erlassen worden war, konn-

te die einen Monat später (am 28.01.1983) von der Beschwerde-

kammer getroffene Entscheidung naturgemä3 noch nicht berUck-

sichtigt werden. Die Eingangsstelle hat also keinen "wesentli-

chen Verfahrensfeh1er begangen, der die RUckzahlung der Be-

schwerdegebUhr rechtfertigen wUrde. 

. . . / . . . 
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Aus diesen GrUnden 

wird wie folgt entschieden: 

Die Entscheidung der Eingangsstelle des Europäischen 

Patentants vom 29. Dezember 1982 wird aufgehoben und 

die Angelegenheit zur Fortsetzung des Verfahrens an 

die Eingangsstelle zurUckverwieseri. 

Der Geschäftsstellenbeamte: 
	Der Vorsitzende: 


